
4. Falls die Fragen 3. a) und b) durch den Gerichtshof der 
Europäischen Union oder aufgrund der Vorgaben in der 
Vorabentscheidung des Gerichtshofs durch das Bundes­
arbeitsgericht verneint werden: 

Ist der Verstoß gegen das primärrechtliche Diskriminierungs­
verbot wegen des Alters, der ein tarifliches Entgeltsystem 
prägt und es insgesamt unwirksam macht, auch unter Be­
rücksichtigung der damit für die betroffenen Arbeitgeber 
verbundenen Mehrkosten und des Rechts der Tarifvertrags­
parteien auf Kollektivverhandlungen stets nur so zu beseiti­
gen, dass bis zum Inkrafttreten einer unionsrechtskonformen 
Neuregelung bei der Anwendung der tarifvertraglichen Ent­
geltregelungen jeweils die höchste Lebensaltersstufe zugrunde 
gelegt wird? 

5. Falls die Frage 4. durch den Gerichtshof der Europäischen 
Union oder aufgrund der Vorgaben in der Vorabentschei­
dung des Gerichtshofs durch das Bundesarbeitsgericht ver­
neint wird: 

Wäre es im Hinblick auf das Recht der Tarifvertragsparteien 
auf Kollektivverhandlungen mit dem unionsrechtlichen Ver­
bot einer Diskriminierung wegen des Alters und dem Erfor­
dernis einer wirksamen Sanktion bei einem Verstoß gegen 
dieses Verbot vereinbar, den Tarifvertragsparteien zur rück­
wirkenden Beseitigung der Unwirksamkeit des von ihnen 
vereinbarten Entgeltsystems eine überschaubare Frist (z.B. 
von sechs Monaten) einzuräumen verbunden mit dem Hin­
weis, dass bei der Anwendung des Tarifrechts jeweils die 
höchste Lebensaltersstufe zugrunde zu legen sein wird, falls 
innerhalb der Frist keine unionsrechtskonforme Neuregelung 
erfolgt, und welcher zeitliche Spielraum für die Rückwirkung 
der unionsrechtskonformen Neuregelung könnte gegebenen­
falls den Tarifvertragsparteien dabei zugebilligt werden? 

( 1 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf; ABl. L 303, S. 16. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts 
(Deutschland) eingereicht am 16. Juni 2010 — Land 

Berlin gegen Alexander Mai 

(Rechtssache C-298/10) 

(2010/C 260/04) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesarbeitsgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Land Berlin 

Beklagter: Alexander Mai 

Vorlagefrage 

Verstößt eine tarifliche Entgeltregelung für die Angestellten im 
öffentlichen Dienst, die wie § 27 Bundes-Angestelltentarifvertrag 
(BAT) in Verbindung mit dem Vergütungstarifvertrag Nr. 35 
zum BAT die Grundvergütungen in den einzelnen Vergütungs­
gruppen nach Lebensaltersstufen bemisst, auch unter Berück­
sichtigung des primärrechtlich gewährleisteten Rechts der Tarif­
vertragsparteien auf Kollektivverhandlungen (jetzt Art. 28 GRC) 
gegen das primärrechtliche Verbot der Diskriminierung wegen 
des Alters (jetzt Art. 21 Abs. 1 GRC) in seiner Konkretisierung 
durch die Richtlinie 2000/78/EG ( 1 )? 

( 1 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf; ABl. L 303, S. 16. 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichtshofs 
(Österreich) eingereicht am 29. Juni 2010 — Agrana 
Zucker GmbH gegen Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

(Rechtssache C-309/10) 

(2010/C 260/05) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Agrana Zucker GmbH 

Beklagter: Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft
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Vorlagefragen 

1. Ist Art. 11 der Verordnung (EG) Nr. 320/2006 des Rates 
vom 20. Februar 2006 mit einer befristeten Umstrukturie­
rungsregelung für die Zuckerindustrie in der Europäischen 
Gemeinschaft und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1290/2005 über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrar­
politik, ( 1 ) dahin zu verstehen, dass der in Abs. 2 dieses 
Artikels vorgesehene befristete Umstrukturierungsbetrag für 
Zucker und Inulinsirup für das Wirtschaftsjahr 2008/2009 
in der Höhe von € 113;30 je Tonne der Quote jedenfalls 
und in voller Höhe auch dann vorzuschreiben ist, wenn es 
durch dessen Zahlung zu einem (erheblichen) Überschuss im 
Umstrukturierungsfonds kommen würde und ein weiterer 
Anstieg des Finanzierungsbedarfs ausgeschlossen erscheint? 

2. Für den Fall der Bejahung der Frage 1: 

Verstößt Art. 11 der Verordnung (EG) Nr. 320/2006 in 
diesem Fall gegen den Grundsatz der begrenzten Einzel­
ermächtigung, weil diese Bestimmung mit dem befristeten 
Umstrukturierungsbeitrag eine allgemeine Steuer einführen 
könnte, die nicht auf die Finanzierung von Ausgaben be­
grenzt wäre, die den Adressaten der Steuer zu Gute 
kommen? 

( 1 ) ABl. L 58, S. 42. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal da Relação do 
Porto (Portugal), eingereicht am 1. Juli 2010 — 
Compsnhis Siderúrgica Nacional, Csn Cayman, Ltd/Unifer 
Steel SL, BNP Paribas (Suisse), Colepccl SA, Banco 

Português de Investimento SA (BPI) 

(Rechtssache C-315/10) 

(2010/C 260/06) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal da Relação do Porto 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Companhia Siderúrgica Nacional, Csn Cayman, Ltd 

Beklagte: Unifer Steel SL, BNP Paribas (Suisse), Colepccl SA, 
Banco Português de Investimento SA (BPI) 

Vorlagefragen 

1. Schließt der Umstand, dass die portugiesischen Gerichte ihre 
internationale Zuständigkeit für die Entscheidung über eine 
Klage aus einer kaufmännischen Forderung verneint haben, 
einen Zusammenhang zwischen Klagen im Sinne der Art. 6 
Nr. 1 und Art. 28 der Verordnung Nr. 44/2001 ( 1 ) in dem 
Fall aus, in dem bei den portugiesischen Gerichten eine an­
dere Klage, nämlich eine Gläubigeranfechtungsklage, sowohl 
gegen den Schuldner als auch gegen den Dritterwerber der in 
Rede stehenden Forderung und sogar gegen die — in Por­
tugal ansässigen — treuhänderischen Verwalter der an den 
Dritterwerber abgetretenen Forderung erhoben wurde, damit 
die Rechtskraft gegen alle wirkt? 

2. Kann im Fall der Verneinung dieser Frage Art. 6 Nr. 1 der 
Verordnung Nr. 44/2001 ohne Weiteres auf den vorliegen­
den Fall angewandt werden? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll­
streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. 
L 12, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Hamburg 
(Deutschland) eingereicht am 7. Juli 2010 — Grünwald 
Logistik Service GmbH (GLS) gegen Hauptzollamt 

Hamburg-Stadt 

(Rechtssache C-338/10) 

(2010/C 260/07) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Hamburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Grünwald Logistik Service GmbH (GLS) 

Beklagter: Hauptzollamt Hamburg-Stadt
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